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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

 

trotz zahlreicher Impfungen haben die jüngsten Wo-

chen die Pandemiesituation wieder in einer Art und 

Weise allgegenwärtig und präsent gemacht, wie es 

wohl einige nicht mehr für wahrscheinlich erachtet 

haben. Die Infektions-Inzidenzen erreichen neue Re-

kordhöhen, die Hospitalisierungsrate steigt kontinu-

ierlich und zunehmend mehr Intensivbetten sind mit 

Covid-19-Patienten belegt. 

In unserem beruflichen Alltag wird von einer richtigen 

Routine im Umgang mit Corona wohl nur bedingt 

gesprochen werden können, aber eine gewisse Er-

fahrung in der täglichen Handhabung hat sich inzwi-

schen sicherlich bei den meisten eingestellt.

Auch die Aktivitäten unseres Vereins haben gerade in 

der zweiten Jahreshälfte wieder etwas an Fahrt aufge-

nommen. Neben einigen Treffen mit den rechtspoliti-

schen Sprechern unserer Landtagsfraktionen konnten 

wir auch verschiedene Veranstaltungen durchführen 

und ministerielle Termine wahrnehmen, über die wir in 

diesem Heft ein wenig berichten.

So war es uns eine große Freude, am 24. September 

2021 unsere Mitgliederversammlung durchführen zu 

können, und zwar in „3-D“ und ohne Videoschaltung! 

Und die große Besucherzahl des öffentlichen Veran-

staltungsteils lässt vermuten, dass auch viele unse-

rer Mitglieder und Gäste froh waren, an einer solchen 

Veranstaltung mal wieder in Präsenz teilnehmen zu 

können. Auch thematisch hatte die Mitgliederver-

sammlung durch die Neuwahlen des Vorsitzenden 

und des geschäftsführenden Vorstands, die Namens- 

änderung und den Beitritt zum Seniorenverband des 

Beamtenbundes so manches zu bieten.

Nachdem der Termin zuvor pandemiebedingt bereits 

zweimal verschoben werden musste, konnten wir 

glücklicherweise am 14. Oktober 2021 endlich die 

hochkarätig besetzte Veranstaltung „Justiz in Fesseln 

– aktuelle Herausforderungen in der betreuungsge-

richtlichen Praxis“ im Amtsgericht Stuttgart durchfüh-

ren. Sie lieferte spannende und interessante Einblicke 

in sämtliche mit dem Betreuungsrecht befassten Pro-

fessionen.

Am 29. Oktober 2021 folgten wir der Einladung des 

Finanzministeriums zur Vorstellung des Konzepts zur 

Umsetzung der Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 4. Mai 2020 über die amtsange-

messene Alimentation von RichterInnen und Beam-

tInnen. Die für uns eher ernüchternden Ergebnisse 

nebst vorläufiger Bewertung entnehmen Sie dem Be-

richt in diesem Heft.

Die neue Justizministerin Marion Gentges empfing ei-

nige Vertreter des neu gewählten geschäftsführenden 

Vorstands sowie unseren Vorsitzenden am 8. Novem-

ber 2021 zu einem Kennenlernen und Gedankenaus-

tausch. Über dieses Treffen sowie die dabei erörter-

ten aktuellen justizpolitischen Themen berichten wir 

ebenfalls in unserem Heft.

Ich wünsche Ihnen – trotz oder gerade wegen der 

Pandemiesituation – eine schöne und besinnliche 

Weihnachtszeit, einen guten Start ins neue Jahr, und 

tun Sie mir einen Gefallen: Bleiben Sie gesund!

Ihr

Andreas Albrecht
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ANZEIGE

Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
aufgearbeitet 

Profil Guido Althaus Düsseldorf

Frankfurt am Main 

München 

www.accuracy.com – guido.althaus@accuracy.com 
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MITGLIEDERVERSAMMLUNG

AM 24.09.2021

PROTOKOLL MITGLIEDERVERSAMMLUNG

TAGESORDNUNG

VERBANDSINTERNER TEIL

1. Begrüßung

In seiner Begrüßung erinnerte der Vorsitzende Wulf 

Schindler an die zwei Versuche im letzten Jahr, 

eine Mitgliederversammlung durchzuführen, die 

beide aufgrund der Corona-Situation scheiterten, 

und erklärte, weshalb sich der Vorstand gegen eine 

Online-Veranstaltung entschieden hatte. Er erklärte 

seine Freude darüber, dass trotz der immer noch 

herrschenden Umstände die Mitglieder so zahlreich 

zu der heutigen Präsenzveranstaltung erschienen 

sind, und begrüßte die Ehrenmitglieder.

Er gab bekannt, dass die Formalien zur Einberu-

fung der Mitgliederversammlung alle eingehalten 

wurden, sie war per E-Mail an die Bezirksgruppen 

am 13.07.2021 angekündigt worden, also innerhalb 

der 10-Wochen-Frist, der Antrag zur Spende an den 

Türkei-Fonds ging rechtzeitig innerhalb der 6-Wo-

chen-Frist ein und die Einladung erfolgte rechtzeitig 

am 02.09.2021 per E-Mail an die Bezirksgruppen. 

Es wurden keine Stellungnahmen hierzu abgege-

ben.

Es folgte eine Gedenkminute für die verstorbenen 

Mitglieder.

2.	 Grußwort des Oberbürgermeisters

Fand nicht statt.

3.	 Bericht des Vorsitzenden

Der Vorsitzende erinnerte daran, dass der Ge-

schäftsbericht für die Jahre 2020 und 2021 bereits 

in den letzten Mitteilungen veröffentlicht wurde und 

dort nachlesbar sei und er aus diesem Grund nur 

auf einzelne wichtige Punkte eingehen werde.

a) Vor dem Hintergrund, dass sich der Vorstand im 

Zusammenhang mit der Corona-Bekämpfung und 

der Impfkampagne des Justizministeriums Kritik 

ausgesetzt gesehen hatte, gab der Vorsitzende 

hierzu eine Stellungnahme ab. Er erläuterte den 

zeitlichen Ablauf und gab Einblicke in die damals 

aktive Einbindung seiner Person in Gespräche mit 

dem Justizministerium, die aber aufgrund einer Ver-

traulichkeitszusage nicht nach außen kommuniziert 

wurden. Hintergrund waren dabei die schwierigen 

Verhandlungen zwischen dem Justizministerium 

und dem Sozialministerium über die Priorisierung 

der Justizangehörigen bei den Impfungen. Das 

Justizministerium wollte die Medienhoheit behalten 

und sah die beste Unterstützung darin, dass der 

Verband nichts tut, um die schwierigen und politisch 

wie medial sehr heiklen Gespräche mit dem Sozi-

alministerium nicht zu gefährden. Dieser Bitte um 

ein „Stillhalten“ kam der Verband nach interner Dis-

kussion im Vorstand nach, weil dem die größte Er-

folgsaussicht für eine gute Priorisierung eingeräumt 

wurde, auch vor dem Hintergrund von Medienkon-

takten, in denen die Einstellung deutlich wurde, 

dass Richter nicht meinen müssen, bessergestellt 

zu werden als andere Gruppen. Dass letztlich die 

Gespräche scheiterten und das Justizministerium 

aus Sicht des Verbands eine schlechte Kommuni-

kationsarbeit leistete, war bedauerlich. Schindler 

betonte aber, dass der Verband immer eingebun-

den war, immer seine Forderungen stellte und diese 

auch vom Justizministerium als Position aufgenom-

men wurden. Er erläuterte auch die Hintergründe, 

weshalb es im Rahmen der betrieblichen Impfung 

innerhalb der Justiz letztlich nur zum Aufbau eines 

Impfzentrums bei der Staatsanwaltschaft Stuttgart 

gekommen war. Dies hing zum einen mit den durch 

das Sozialministerium in geringem Umfang zur 

Verfügung gestellten Impfdosen und zum anderen 

damit zusammen, dass im Entscheidungszeitpunkt 

nur Stuttgart ein fertiges und schlüssiges Konzept 

vorstellen konnte. Darin lag ein nachvollziehbarer 

Grund für die Standortwahl und keine Bevorzu-

gung, es wurden auch entgegen anderslautenden 

Gerüchten nur Justizangehörige geimpft.

b) Weiter ging Wulf Schindler auf den Vorwurf ein, 

nicht genug zu den Freiheitsbeschränkungen durch 

die Corona-Verordnungen bzw. zu den beiden Fa-



	 6� mitteilungen 3/2021             

MITGLIEDERVERSAMMLUNG

milienrichtern gesagt zu haben, die diese Verord-

nungen für unwirksam erklärten. Er erläuterte, dass 

dies im Landesvorstand diskutiert wurde und man 

sich entschied, die bekannte Linie beizubehalten, 

dass wir uns in laufende Verfahren nicht einmi-

schen und auch nicht aus der Distanz beurteilen 

können, weshalb Kollegen vor Ort in welcher Weise 

entschieden haben.

c) Wulf Schindler äußerte sich auch zu der im Zu-

sammenhang mit den Handreichungen des Justiz-

ministeriums geäußerten Forderung nach verbind-

lichen Anweisungen. Er erklärte, dass es sich bei 

den Handreichungen nur um Empfehlungen han-

delt und im Hinblick auf die richterliche Unabhän-

gigkeit, auf die zu Recht sehr großer Wert gelegt 

wird, nicht mehr möglich ist. Hierbei steht der Rich-

ter dann auch in der Pflicht, unabhängig zu ent-

scheiden, ob er eine Verhandlung durchführt oder 

verschiebt.

d) Schließlich zeigte Wulf Schindler zukünftige Vor-

haben auf, zu denen sich der Verband positionieren 

muss: 

	– �Whistleblower-Stellen bei der Justiz, hiergegen 

will sich der Verband weiter wehren

	– �Bessere Sach- und Personalausstattung, auch 

bei den Servicekräften

	– �Bessere IT-Unterstützung vor Ort und schnellere 

Behebung von Fehlern

4.	 Kassenbericht

Der Kassenbericht für die Jahre 2019 und 2020 war 

ebenfalls in den letzten Mitteilungen abgedruckt 

und wurde von Herrn Stoiber erläutert. Es gab je-

weils positive Jahresergebnisse, 2020 in erster Li-

nie im Hinblick auf die pandemiebedingt ausgeblie-

benen Reise- und Veranstaltungskosten.

5.	 Bericht des Kassenprüfers

Herr Necker als Kassenprüfer erklärte, dass ord-

nungsgemäße Übersichten vorgelegt wurden und 

seine Überprüfung von Strichproben keine Bean-

standungen ergaben. Alles sei nachvollziehbar, 

die Buchführung sei vorbildlich. Sein Bericht vom 

04.08.2021 ist als Anlage beigefügt. Seine Emp-

fehlung war, die Entlastung zu erteilen, welcher die 

Mitgliederversammlung folgte.

6.	 Aussprache zu Nr. 3 bis Nr. 5

Vgl. bei den jeweiligen Punkten.

7.	 Antrag zur Änderung des Vereinsnamens

Der Vorsitzende erläuterte den Grund für den An-

trag zur Änderung des Vereinsnamens. Durch ein 

selbstbewusstes Auftreten hat sich auf Bundesebe-

ne der „DRB“ als Marke etabliert, was wir auch für 

den Landesverband nutzen wollen.

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 202	 Nein: 1	 Enthaltungen: 1

8.	 Antrag zur Satzungsänderung

Die Änderungsanträge 8., 9. und 10. gehören zu-

sammen, die Hintergründe wurden von Frau Selg 

erklärt: Der Seniorenverband tritt selbstbewusst 

auf, ist gut vernetzt und kennt sich gut bei Fra-

gen der Beihilfe aus. Durch die Kooperation kön-

nen die Mitglieder von diesem Wissen profitieren. 

Die Kooperationsvereinbarung führt nicht zu einer 

Mitgliedschaft im Beamtenbund, da die besonde-

re Konstruktion der Fördermitgliedschaft (nur) im 

Seniorenverband gewählt wurde. Der Vorteil für 

die Mitglieder ist, dass das Mitglied sich bei Pro-

blemen (bspw. in Beihilfeangelegenheiten) an den 

Seniorenverband wenden und sich dort beraten 

lassen kann. Die Kosten liegen für das pensionierte 

Mitglied bei 2 Euro pro Monat, was zum Antrag auf 

Erhöhung dieses Beitrags um 10 Euro führt. Dabei 

trägt auch der Verband einen Teil der Kosten.

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 203 	 Nein: 1	 Enthaltungen: 0

9.	 Antrag auf Beitragserhöhung

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 202	 Nein: 1 Enthaltungen: 1

10.	� Antrag zur Kooperation mit dem  

Seniorenverband

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 202	 Nein: 1	 Enthaltungen: 1

11.	� Antrag auf Spende für die türkischen 

Kolleginnen und Kollegen

Dieser Antrag wurde von Herrn Dr. Städtler-Pernice 

erläutert. Die Situation für die von den Massenent-

lassungen betroffenen Justizangehörigen in der 

Türkei sei desolat, sie seien nicht nur von Inhaftie-

rungen, sondern auch von Berufsverboten betrof-

fen. Die Stigmatisierung führe dazu, dass auch Fa-

milienangehörige ihre Arbeit verlören. Im Jahr 2016 

wurde bereits ein europäischer Hilfsfonds vom Kol-

legen Schneiderhan gegründet. Jetzt würden eini-
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ge ehemalige Richter und Staatsanwälte aus der 

Haft entlassen und suchten Arbeit. Sie sollen durch 

die Spende unterstützt werden. Auch der Landes-

verband NRW hat bereits gespendet, durch die im 

Jahr 2020 weggefallenen Kosten sind auch die Mit-

tel für eine Spende über 10.000 € verfügbar.

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 204	 Nein: 0	 Enthaltungen: 0

Herr Dr. Städtler-Pernice bedankte sich für die nam-

hafte Spende.

12.	 Aussprache zu Nr. 7 bis 11

Vgl. bei den jeweiligen Punkten.

13.	� Beschlussfassung zur Änderung des 

Vereinsnamens

Siehe oben.

14.	 Beschlussfassung zur Satzungsänderung

Siehe oben.

15.	 Beschlussfassung zur Beitragserhöhung

Siehe oben.

16.	� Beschlussfassung zur Kooperation mit 

dem Seniorenverband

Siehe oben.

17.	 Beschlussfassung zur Spende

Siehe oben.

18.	 Bestellung des Kassenprüfers

Herr Necker stellt sich erneut als Kassenprüfer bereit.

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 203	 Nein: 0	 Enthaltungen: 1

19.	 Entlastung des Vorstandes

Gesamtstimmenanzahl: 204

Ja: 195	 Nein: 0	 Enthaltungen: 9

20.	� Vorstellung der Kandidaten zur Wahl des 

geschäftsführenden Vorstands

Die Kandidaten stellten sich vor, die Einverständ-

niserklärungen sind als Anlage dem Protokoll bei-

gefügt.

21.	 Aussprache zu Nr. 18

Siehe oben

22.	 Verschiedenes

Der Vorsitzende griff noch mal das Thema der 

Schaffung von extra Whistleblower-Stellen bei der 

Justiz auf, wogegen der Verband sich wehren 

möchte. Hierzu erhielt er die entsprechende Rü-

ckendeckung der Mitgliederversammlung.

Wahl

Zur Wahlleitung wurde das Ehrenmitglied Karl-Fried-

rich Engelbrecht bestellt, der feststellte, dass alle 

formellen Voraussetzungen bei den zur Wahl ste-

henden Personen erfüllt sind.

Vorsitzender Wulf Schindler wurde ohne Gegen-

stimme wiedergewählt. Als weitere Mitglieder des 

geschäftsführenden Vorstands wurden Andreas 

Albrecht, Andreas Brilla, Raphael Deutscher, Dr. 

Esther Krämer, Hanna Kühl, Johanna Rilling, Ulrike 

Selg, Dr. Christopher Stoiber, Markus Wagner und 

Norbert Winkelmann gewählt.

Esther Krämer

MITGLIEDERVERSAMMLUNG

KURZER BERICHT ZUM ÖFFENTLICHEN TEIL  
DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Im öffentlichen Teil der Mitgliederversammlung vom 

18.10.2021 fand nach den Ansprachen des Vor-

sitzenden Wulf Schindler und der Justizministerin 

Marion Gentges eine Podiumsdiskussion mit den 

rechtspolitischen Sprechern der Landtagsfraktio-

nen statt. Die erfreulich gut besuchte Veranstaltung 

unter dem Thema „Die neue Legislaturperiode: 

Aufgaben, Probleme, Lösungen für die Rechtspo-

litik“ wurde von Kolja Schwartz (ARD) moderiert. Es 

kam zu einer angeregten Diskussion zwischen den 

Sprechern von dem Bündnis 90/Die Grünen, Tho-

mas Hentschel, der CDU, Arnulf von Eyb, der SPD, 

Boris Weirauch und der FDP/DVP, Nico Weinmann, 

sowie dem Vorsitzenden Wulf Schindler, in der un-

terschiedliche Standpunkte deutlich wurden, aber 

auch Gemeinsamkeiten zutage traten. 
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AM 19.11.2021 (ONLINE)

PROTOKOLL DER GESAMTVORSTANDSSITZUNG

TEILNEHMENDE:

	– �Wulf Schindler (Vorsitzender, Versicherungs-

recht)

	– �Norbert Winkelmann (Geschäftsführer und 

Schriftführer, auch Bezirksgruppe Stuttgart)

	– �Hanna Kühl (LG Mannheim 2. Vertreterin des Vor-

sitzenden, Newsletter, Straf- und Strafverfahrens-

recht, Kontakt zu Bezirksgruppen Baden)

	– �Johanna Rilling (LG Stutttgart, Assessorenvertre-

terin, Mitteilungen/Newsletter)

	– Christopher Stoiber (Finanzen – StA Stuttgart)

	– �Raphael Deutscher (Fachgruppe Sozialgerichts-

barkeit – Besoldung, Alimentation Beihilfe, Pres-

sesprecher)

	– Esther Krämer (LG Stuttgart – Mitteilungen)

	– �Markus Wagner (stellv. Vorsitzender, derzeit Gen-

StA Stuttgart – Kontakt zu Bezirksgruppen Würt-

temberg, Strafrecht)

	– �Andreas Brilla (AG Sinsheim – Kontakt zum DRB 

– heute Protokollführer)

	– �Ulrike Selg (entschuldigt, Familienrecht, Senio-

renangelegenheiten, Grundsatz-/ Grundlagen-

angelegenheiten)

	– �Andreas Albrecht (Zivil- und Zivilverfahrensrecht, 

Homepage, IT)

	– Martin Schacht (Ehrenmitglied, auch für StA KA)

	– Timo Brüderle, Bezirksgruppe Offenburg

	– Eva Weckert, Bezirksgruppe Offenburg

	– �Kristina Selig, AG Sigmaringen, vertritt Andrea 

Keller für Bezirksgruppe Hechingen

	– Anne Kaltenbach, Bezirksgruppe Freiburg

	– dann auch Dirk Löscher

	– �Andreas Würschinger, Fachgruppe Sozialge-

richtsbarkeit SG Stuttgart

	– Christian Gohm, Fachgruppe ArbG Freiburg

	– Barbara Beier, AG Oberndorf, für Bezirk Rottweil

	– �Nicolaus Wegele, StA Tübingen, Bezirksgruppe 

Tübingen

	– �Sebastian Elter – LG Mannheim, Bezirksgruppe 

Mannheim

	– Sven Günther – Bezirksgruppe Baden-Baden

	– �Martin Hauser – Bezirksgruppe Waldshut-Tien-

gen

	– �Katharina Müller – Bezirksgruppe Waldshut-Tien-

gen

	– �Alexander Lobmüller, AG Heilbronn, Bezirks-

gruppe Heilbronn

	– �Ab ca. 12 Uhr Herr Knopp, StA Ellwangen, Be-

zirksgruppe Ellwangen

TOP 1 – Bericht des Vorsitzenden

Der Vorsitzende berichtete von der Mitgliederver-

sammlung, auf der ein neuer Vorstand gewählt und 

die zur Abstimmung angekündigten Satzungsän-

derungen beschlossen wurden. Die Podiumsdis-

kussion mit den rechtspolitischen Sprechern der 

Fraktionen kam gut an. Der Dank des Vorstands 

geht an die Bezirksgruppe Stuttgart, die den erhöh-

ten Aufwand wegen Corona gut gemeistert hat.

Es wurde ein kurzes Meinungsbild über die Örtlich-

keit für die Mitgliederversammlung eingeholt: Es 

gibt Argumente pro und kontra für den bisher üb-

lichen Wechsel zwischen zentralem Ort (Stuttgart) 

und Bezirksgruppe, etwa der Werbe- und Aufmerk-

samkeitseffekt für die jeweilige Bezirksgruppe vor 

Ort, dem aber auch ein Aufwand gerade für kleine-

re Bezirksgruppen gegenübersteht, weiter auch die 

zum Teil nicht sehr ausgeprägte Reisefreudigkeit 

sowohl „hoher Gäste“, aber auch „normaler“ Mit-

glieder. Im Ergebnis kam man zu der Auffassung, 

dass die Vorteile des rollierenden Systems überwie-

gen.

TOP 2 – Bericht über Bundesvertreterver-

sammlung in Dessau-Roßlau

Auf der Bundesvertreterversammlung wurde eine 

Satzungsänderung beschlossen, nach der nun 

eine Doppelspitze möglich ist. 

 

Thema war auch die Stärkung der Unabhängigkeit 

der Justiz, die vor allem von Kollegen in den öst-

lichen Bundesländern als notwendig angesehen 

wird, dessen sich das Bundespräsidium annehmen 

wird.

GESAMTVORSTANDSSITZUNG
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Johanna Rilling berichtet vom Treffen der Asses-

sorenvertreter_innen, Themen dort waren die As-

sessorenmappe, eine zentrale Ansprechperson für 

Assessoren, Infoveranstaltungen zu Beurteilung, 

Abordnung etc., Stammtische, insbesondere für 

Anfänger an kleinen Gerichten. Insgesamt ergibt 

sich das Bild, dass die Nachwuchssorgen berech-

tigt erscheinen. Gewünscht wird auch eine Entlas-

tung zu Beginn, jedenfalls sollte keine Überbelas-

tung erfolgen. 

TOP 3 – E-Akte und Verfahrensordnung

E-Akte
Im Jahr 2022 soll die Ausrollung des gesamten 

Zivilbereichs abgeschlossen werden, wobei man 

wegen Problemen durch Corona mit Schulungen 

in Präsenz wohl etwas hinter dem Zeitplan ist. Ab 

1.1.2022 müssen alle professionellen Beteiligten 

Schriftsätze elektronisch einreichen. Es kommt zu 

einer Diskussion darüber, was dann mit den Papier- 

eingängen passiert, und Probleme mit der Zuläs-

sigkeit und eventuellen Heilungsmöglichkeiten wer-

den erörtert. Der Vorsitzende spricht die Schwierig-

keiten mit Störungen und nach Updates an, ebenso 

die Unterschiede bei der Performance, wobei die 

Schwankungen gerade auch innerhalb des glei-

chen Gerichts schwer nachvollziehbar sind. Auch 

die Herausforderungen bei der E-Akte Straf und die 

Probleme mit jetzt schon in Strafsachen eingehen-

den elektronischen Schriftsätzen, die teilweise sehr 

groß sind und deshalb jetzt gesondert ausgedruckt 

werden, werden erörtert. So können die hierbei ent-

stehenden Zeitverzögerungen dazu führen, dass  

z. B. Rücknahmen nicht rechtzeitig beim Richter 

ankommen.

Zur ZPO-Reform informiert der Vorsitzende darüber, 

dass ein Vorschlag der OLG-Präsidenten vorliegt, 

in dem insbesondere der „strukturierte Vortrag“ der 

Parteien als Neuerung gefordert wird. Die Haltung 

der Ministerin dazu ist wohl eher skeptisch; die 

Anwaltschaft wird sich wohl entschieden dagegen 

positionieren. Nach der Abstimmung bei der Bun-

desvertreterversammlung wird sich auch der DRB 

dagegen aussprechen.

Es werden Ideen zur Anpassung der ZPO, insbe-

sondere zur Bewältigung von Masseverfahren wie 

z. B. den Dieselklagen, diskutiert. 

Zur StPO-Reform gibt es die Information, dass 

die Dokumentation der Hauptverhandlung weiter 

Thema ist. Vom DRB wird eine Aufzeichnung der 

Hauptverhandlung abgelehnt, auch der BGH ist 

dagegen. 

TOP 4 – Reform der Besoldungsstruktur 

infolge der BVerfGE vom 4.5.2020

BVerfG-Entscheidung betrifft 
1. �die untersten Besoldungsgruppen, diese müssen 

sich um 15 % von der Grundsicherung abheben 

2. �den amtsangemessenen Abstand zwischen den 

Besoldungsgruppen

3. �eine Orientierung an allein verdienender Person 

mit Ehepartner und 2 Kindern

4. �den Abstand bei kinderreichen Familien zur 

Grundsicherung, der auch gewahrt bleiben muss

Dazu wurde ein Gespräch beim Finanzministerium 

mit dem MD Kraus geführt, das Finanzministerium 

plant eine generelle Anhebung von A7 auf A8 und 

eine Anhebung der nachfolgenden Gehaltsgrup-

pen, um den Abstand zu wahren, welche nach 

oben hin abschmelzen soll. Die R-Besoldung soll 

nicht geändert werden, was ernüchternd und nicht 

nachvollziehbar ist. Auch bei der Ministerin scheint 

die Auffassung zu sein, dass keine Erhöhung der 

Bezüge im R-Bereich notwendig ist.

Immerhin wurde die zeit- und wirkungsgleiche 

Übernahme der Tarifergebnisse zugesichert.

TOP 5 – Probleme der forensischen 

Unterbringung nach § 64 StGB

Ausgangslage ist, dass das Sozialministerium es 

schon seit Längerem nicht mehr schafft, genügend 

Plätze bereitzustellen. Dies führt dazu, dass der 

Sozialminister mittlerweile direkt und offen kritisiert, 

dass die Strafgerichte das falsch machen würden 

und sich die Richter angeblich in mehr als der Hälf-

te der Fälle in nicht sachgerechter Weise über die 

Empfehlung der SV hinwegsetzen würden.

Vor diesem Hintergrund wurden die Generalstaats-

GESAMTVORSTANDSSITZUNG
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anwaltschaften angewiesen, alle Urteile, in denen 

§ 64 StGB eine Rolle gespielt hat, dahingehend zu 

überprüfen, ob die Gerichte von der Empfehlung 

der Gutachter abgewichen sind. Es gibt erste An-

zeichen dafür, dass der Vorwurf des Sozialministe-

riums nicht stimmt.

Aus Sicht des Vorstands ist die nicht sachgerechte 

Kritik an der unabhängigen Justiz problematisch. 

Nach Eintreffen der Ergebnisse wird man sich dazu 

positionieren können. 

Dieser Komplex wird noch weiter diskutiert, auch 

die möglicherweise unglückliche Gesetzeslage mit 

der Halbstrafe als falscher Anreiz für die Angeklag-

ten und die durch den BGH deutlich verringerten 

Anforderungen an die Erfolgsaussichten einer The-

rapie.  

Es besteht Einigkeit darüber, dass, wenn der Sozi-

alminister nach der Erhebung die Probleme noch 

mal den Richtern ankreidet, eine deutliche Stellung-

nahme bzw. ein offener Brief dazu erfolgt (natürlich 

mit differenzierter Form der Kritik).

TOP 6 – Personalplanung Präsidial-/  

Hauptstaatsanwaltsratswahlen 2022

Es wurden ausführlich Personalvorschläge für die 

anstehenden Wahlen besprochen, die Kandidaten 

werden im Vorfeld der Wahlen bekannt gegeben 

werden.

TOP 7 – Neufassung der Beurteilungsrichtlinie

Zur Neufassung hatte der LaRiStA zwei Forderun-

gen erhoben, die erfüllt werden sollen: 

	– �Alle Ergebnisse der Beurteilungsrunden werden 

(anonym) transparent gemacht – hinsichtlich der 

Notenstufe – und 

	– �die konkretisierten Beurteilungskriterien der Be-

urteilungsrunden sollen transparent gemacht 

werden.

Dazu sollen die Beurteilungsbeiträge dem Betrof-

fenen vor der Zuleitung zum Beurteiler bekannt ge-

geben werden.

Es entspann sich eine Diskussion zu Beurteilungs-

beiträgen „auf Vorrat“. Diese sind zur Sicherung 

der Beurteilungsgrundlage möglich und richtig 

(insbesondere bei Stellenwechsel/Ruhestand des 

Beurteilers), aber sie sollen auch transparent sein 

und zeitnah bekannt gegeben werden. Dies scheint 

sehr wichtig, weil der Beurteilungsbeitrag schon 

lange her sein kann und dann keine Möglichkeit 

mehr besteht, das zu überprüfen (z. B. auch Statis-

tik) bzw. auch dagegen vorzugehen.

Allgemein wird bekräftigt, dass Transparenz wichtig 

ist und dementsprechend eine Stellungnahme ab-

gegeben werden soll, die auf der Linie des LaRiStA 

liegt.

TOP 8 – Bericht der Bezirksgruppen

–

TOP 9 – Verschiedenes

Unter „Verschiedenes“ wurden noch die Dienstver-

einbarung mobiles Arbeiten und die wieder brisan-

tere Corona-Situation mit den absehbaren Folgen 

wie 3G am Arbeitsplatz für Mitarbeiter und weiteren 

Problemen wie dem Zugang zum Sitzungsaal (auch 

3G, wie für Zuschauer bzw. Verfahrensbeteiligte 

umsetzbar?) angesprochen.

Weiteres Thema waren kurz die Mitteilungen. Nach-

dem es möglicherweise zu einem Wechsel der 

bisherigen Verantwortlichen Esther Krämer kommt, 

ist die Nachfolge in der Redaktion noch offen. Da 

sich hierfür auch jemand melden kann, der nicht im 

geschäftsführenden Vorstand ist, kann jeder gerne 

sein Interesse gegenüber dem Vorstand bekunden!

Falls als jemand Lust hat, sich redaktionell zu betä-

tigen, freut sich der Vorstand über Rückmeldungen 

motivierter Mitglieder.

Andreas Brilla und Esther Krämer

GESAMTVORSTANDSSITZUNG
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14.10.2021 IN STUTTGART

VERANSTALTUNG „JUSTIZ IN FESSELN –  

AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN IN DER  

BETREUUNGSGERICHTLICHEN PRAXIS“  

Am 14.10.2021 fand die Podiumsdiskussion zum 

Thema „Justiz in Fesseln – aktuelle Herausforde-

rungen in der betreuungsgerichtlichen Praxis“ in 

hybrider Form statt – im Fritz-Bauer-Saal des Amts-

gerichts Stuttgart konnten die Gäste in Präsenz 

diskutieren, während ein Teil der Zuschauerinnen 

und Zuschauer über WebEx-Videokonferenz zuge-

schaltet war. 

Das Podium war hochrangig besetzt: Dr. Karagülle, 

Chefarzt der Klinik für Psychiatrie und Psychothe-

rapie Ost, ZfP Winnenden, und Birgit Karl, Pflege-

direktorin am Klinikum am Weissenhof, berichteten 

über die Probleme, die sich im Zusammenhang mit 

den rechtlichen Voraussetzungen in Verfahren nach 

dem PsychKHG im klinischen Alltag regelmäßig 

stellen. Andreas Brilla, Direktor des Amtsgerichts 

Sinsheim, der seit Jahren im Betreuungsbereich als 

Richter und auch als Mitautor im Beck-Online-Groß-

kommentar tätig ist, berichtete aus der gerichtli-

chen Praxis, während Professor Dr. Schmidt-Recla 

für eine rechtstheoretische Einbettung sorgte. Die 

Moderation übernahm die Direktorin des Landta-

ges Baden-Württemberg, Christine Werner. 

Professor Dr. Schmidt-Recla gab zunächst einen 

Überblick über die Entwicklung der rechtlichen 

Voraussetzungen im Rahmen von Fixierungen und 

Zwangsbehandlungen, die insbesondere in meh-

rere aufsehenerregende Entscheidungen des Bun-

desverfassungsgerichts in der jüngeren Vergan-

genheit mündeten. Letztlich seien zunächst durch 

die gesetzlichen Änderungen, dann jedoch ent-

scheidend durch diese richtungsweisenden Urteile 

VERANSTALTUNG

V. l. n. r.: Dr. Karagülle (Chefarzt ZfP Winnenden), DirAG Brilla (AG Sinsheim), Landtagsdirektorin Werner, Prof. Dr. Schmidt-Recla 
(Univ. Jena), Pflegedirektorin Karl (ZfP Weissenhof)
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des Bundesverfassungsgerichts die Anforderungen 

sowohl an die Kliniken als auch an die Gerichte – 

insbesondere an den richterlichen Bereitschafts-

dienst – erheblich angezogen worden. 

Übereinstimmend berichteten Dr. Karagülle sowie 

Birgit Karl, dass die erforderliche 1:1-Betreuung im 

Falle von Fixierungen die ohnehin oftmals mit einer 

dünnen Personaldecke ausgestatteten Kliniken nicht 

selten vor schier unlösbare Personalprobleme stelle. 

Es sei für die Kliniken quasi unmöglich, sowohl den 

rechtlichen als auch den pflegerischen Vorausset-

zungen gerecht zu werden. 

Ebenfalls zu einem erheblichen Mehraufwand hät-

ten die Neuregelungen des PsychKHG geführt. 

Während vorher im Rahmen der Konsumtionstheorie 

ein einzelner Beschluss ausgereicht habe, die Un-

terbringung, Fixierung sowie Zwangsmedikation an-

zuordnen, seien dafür nun drei gesonderte Anträge 

erforderlich. Dies führe laut den Ausführungen der 

Pflegedirektorin Birgit Karl letztlich zu der Situation, 

dass gerade im Bereitschaftsdienst durch unerfahre-

ne Richterinnen und Richter aus Vorsicht unter Um-

ständen nicht alle drei Maßnahmen angeordnet wür-

den, was gerade für die Patienten mitunter qualvoll 

sein könne, da eine Fixierung ohne die flankierende 

Gabe von Beruhigungsmitteln schwer zu ertragen 

sei. Ärztinnen und Ärzte seien durch diese schwieri-

gen Umstände außerdem teilweise so vorsichtig im 

Umgang mit der Fixierung geworden, dass sie diese 

nicht oder erst zu spät anordnen und es in der Folge 

zu schweren Übergriffen durch Patienten auf Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter gekommen sei.   

Zwar sei es durchaus möglich, durch ergänzende 

Maßnahmen, wie beispielsweise Deeskalationstrai-

nings, die bereits jetzt ein Großteil des Klinikperso-

nals durchlaufen müsse, manchen Konfliktsituatio-

nen entgegenzuwirken. Dies sei jedoch mitnichten 

als Ersatz anzusehen und könne für sich gesehen 

nicht zu einer rückläufigen Zahl notwendiger Fixie-

rungen führen – lediglich in bestimmten Situationen 

könnten so Übergriffe verhindert werden.

Darüber hinaus wurde es seitens der Kliniken als 

problematisch angesehen, dass zwischen 21.00 

und 6.00 Uhr kein richterlicher Bereitschaftsdienst 

zu erreichen sei und teilweise erst Stunden spä-

ter eine rechtssichere Entscheidung herbeigeführt 

werden könne. Es sei nicht sachdienlich, wenn der 

Patient erst angehört werde, wenn die Fixierung be-

reits Stunden her sei. 

Andreas Brilla berichtete von den Initiativen auch 

des DRB, die zu einer Anhebung der Personalbe-

darfsbemessung bei den Unterbringungsverfahren 

geführt hätten, auch wenn das nicht für alle Verfah-

renskonstellationen gelte. Die geforderten und in 

Baden-Württemberg auch erfolgten Stellenmehrun-

gen würden die zusätzliche Belastung zwar teilwei-

se abfedern, gerade im ländlichen Bereich seien 

aber auch erhebliche Fahrzeiten zu berücksichti-

gen – ganz zu schweigen davon, dass es dort kaum 

gelinge, qualifizierte Gutachter zu finden, die nach 

den verfassungsrechtlichen und neuen gesetzge-

berischen Vorgaben (zu Recht) umso unabhängi-

ger von der Behandlung und der Klinik sein müss-

ten, je intensiver der Eingriff sei. Das Berufsbild 

VERANSTALTUNG
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Am 29. Oktober 2021 hat das Finanzministerium 

durch Ministerialdirektor Krauss einigen Mitgliedern 

des geschäftsführenden Vorstandes die geplan-

te Umsetzung der beiden die Beamtenbesoldung 

betreffenden Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) vom 4. Mai 2020 erläutert. 

1. Die beiden BVerfG-Entscheidungen

In der ersten Entscheidung vom 4. Mai 2020 (Az 

2 BvL 4/18) hat das BVerfG die Besoldung eines 

Richterkollegen aus Berlin für verfassungswidrig 

erachtet und dies im Wesentlichen damit begrün-

det, dass das Land Berlin in der Vergangenheit bei 

der Besoldung seiner RichterInnen/BeamtInnen 

das sog. Abstandsgebot nicht in ausreichendem 

Maße berücksichtigt hatte. Dabei hat das BVerfG 

festgestellt, dass das Mindestabstandsgebot der 

Netto-Besoldung der niedrigsten Besoldungsgrup-

pe zum Grundsicherungsniveau mindestens 15 % 

betragen muss (ausgerichtet am Maßstab eines 

Alleinverdieners im 4-Personen-Haushalt), und die 

Anforderungen an die Ermittlung des Grundsiche-

rungsniveaus näher bestimmt. Das Abstandsgebot 

ist dabei aber nicht nur im Verhältnis der niedrigs-

ten Besoldungsgruppe zum Grundsicherungsni-

veau, sondern auch im Verhältnis von zwei zu ver-

gleichenden Besoldungsgruppen zu beachten. 

Hierbei kann das Abstandsgebot bereits dann nicht 

ERLÄUTERUNG DURCH MINISTERIALDIREKTOR KRAUSS

UMSETZUNG DER BEAMTENBESOLDUNG  

BETREFFENDEN ENTSCHEIDUNGEN

BESOLDUNG

des Betreuungsrichters habe sich stark gewandelt, 

ständige Erreichbarkeit und kurzfristiges Handeln 

seien gefragt, ohne dass oftmals die Möglichkeit 

bestehe, eine belastbare Tatsachengrundlage für 

eine fundierte Entscheidung zu finden.

Christine Werner band geschickt alle Podiumsmit-

glieder in die Diskussion mit ein und sorgte dafür, 

dass die vielen Fragen aus dem Publikum aufge-

griffen und aus verschiedenen Perspektiven beant-

wortet wurden.

Insgesamt wurde deutlich, in welch großem Span-

nungsfeld Justiz und Kliniken hier agieren müssen, 

wobei es nahezu unmöglich ist, den Interessen aller 

Beteiligten gerecht zu werden. 

Auch wenn nicht mit einer weiteren Änderung sei-

tens des Gesetzgebers zu rechnen sei, betonte 

Professor Dr. Schmidt-Recla schließlich, es sei je-

denfalls unerlässlich, die Landesjustizverwaltun-

gen dazu anzuhalten, für die Verfahren nach dem  

PsychKHG ausreichend Mittel zur Verfügung zu 

stellen.

Johanna Rilling und Andreas Brilla
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mehr als gewahrt gelten, wenn die Abstände in den 

zurückliegenden fünf Jahren um mindestens 10 % 

abgeschmolzen wurden.

Die zweite Entscheidung des BVerfG vom 4. Mai 

2020 (Az: 2 BvL 6/17) befasst sich mit der Amts-

angemessenheit der Besoldung eines Richterkolle-

gen aus Nordrhein-Westfalen (NRW). Hier hat das 

BVerfG festgestellt, dass der landesspezifische 

Familien- bzw. Kinderzuschlag für das 3. Kind 

mindestens 15 % über dem Grundsicherungsni-

veau eines Kindes liegen muss. Anhand der vom  

BVerfG vorgegebenen Berechnungsparameter 

kam es in der sogenannten „Kinderreichentschei-

dung“ zu dem Ergebnis, dass das Land NRW die 

verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht erfüllt und 

seine RichterInnen/BeamtInnen mit 3 und mehr Kin-

dern nicht amtsangemessen alimentiert.

Das Land Baden-Württemberg ist über § 31 Abs.1 

Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) dar-

an gebunden, die beiden zum Alimentationsprinzip 

(Art. 33 Abs. 5 GG) ergangenen Entscheidungen 

des BVerfG umzusetzen.

2. Konzept des Finanzministeriums

Das Finanzministerium plant derzeit, die beiden 

BVerfG-Entscheidungen in Form eines sog. 4-Säu-

len-Modells ab dem Jahr 2022 umzusetzen. Dieses 

wurde den Vertretern unseres Verbandes im Rah-

men eines Gespräches im Finanzministerium am 

29. Oktober 2021 erläutert und stellt sich im We-

sentlichen wie folgt dar:

Im Rahmen der 1. Säule (Ämteranhebung) sollen 

künftig (wegen des andernfalls nicht eingehaltenen 

Abstandsgebots zur Grundsicherung) alle Besol-

dungsgruppen unterhalb von A8 in Wegfall geraten 

und die bislang darin eingruppierten BeamtInnen 

auf A8 angehoben werden. Technisch soll dies wohl 

durch eine höhere Neubewertung der entsprechen-

den Stellen- bzw. Dienstposten erfolgen. Zudem 

sollen noch weitere Anhebungen – jeweils um eine 

Besoldungsstufe – in den bisherigen Besoldungs-

gruppen A8 bis A10 durchgeführt werden. Das 

Eingangsamt im gehobenen Dienst soll künftig die 

Besoldungsgruppe A10 (statt bisher A9) darstellen. 

Die R-Besoldung – wie auch die Besoldungsgrup-

pen im höheren Dienst (ab A13) – bleibt von diesen 

Ämteranhebungen völlig unberührt.

Die 2. Säule sieht den Wegfall der Erfahrungsstufen 

1 und 2 in der A-Besoldung vor, welche bislang in 

den Besoldungsämtern bis einschließlich A10 (ab 

A8 sah das Eingangsamt die Erfahrungsstufe 2 vor) 

enthalten waren. Eingangsamt wird somit für alle 

Besoldungsgruppen unter A12 die Erfahrungsstufe 

3 sein. Auch diese Maßnahme hat keinerlei Auswir-

kungen auf die R-Besoldung.

Die 3. Säule beinhaltet eine Rücknahme der teilwei-

sen Absenkung der Beihilfebemessungssätze von 

70 % auf 50 % für die ab dem 1.1.2013 eingestell-

ten RichterInnen. Dies dürfte allerdings wohl nur 

die nach dem 1.1.2013 eingestellten KollegInnen 

betreffen, die inzwischen mindestens zwei Kinder 

haben. Denn die ab dem 1.1.2013 eingetretene 

Reduzierung bezog sich lediglich auf RichterIn-

nen/StaatsanwältInnen/BeamtInnen mit mindestens 

zwei Kindern oder im Ruhestand. 

Die 4. Säule betrifft die Erhöhung der Kinderzu-

schläge. Hier soll eine bis zur Besoldungsgruppe  

A14 abschmelzende Erhöhung des Kinderzu-

schlags erfolgen, die in der Besoldungsgruppe R1 

wohl noch zu einem Zuschlag von ca. 12 € pro Mo-

nat führen dürfte. Ab dem 3. Kind ist eine Erhöhung 

des bisherigen Kinderzuschlags um ca. 280 € 

vorgesehen, um dem Grundsicherungsniveau des 

Kindes nach den Vorgaben des BVerfG gerecht zu 

werden.

Im Rahmen des Gesprächs haben wir das Finanzmi-

nisterium um Übermittlung der Zahlen gebeten, die 

der geplanten Änderung zugrunde gelegt worden 

sind (z. B. Berechnungsparameter des Abstands 

von 15 % vom Grundsicherungsniveau ab dem 3. 

Kind und auch Errechnung des landesbezogenen 

Grundsicherungsniveaus in Baden-Württemberg). 

Dies wurde uns zwar zugesagt, bislang jedoch hat 

das Finanzamt uns noch keine konkreten Zahlen 

vorgelegt, sodass eine detailliertere Überprüfung 

des vorgeschlagenen 4-Säulen-Modells nicht statt-

finden konnte.
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3. Bewertung

Mangels näherer Daten, Zahlen und Unterlagen 

war uns eine eingehendere Prüfung und Bewertung 

des vorgestellten Konzepts noch nicht möglich, 

dennoch ist das 4-Säulen-Modell aus unserer Sicht 

schon alleine auf Basis der mündlichen Erläuterung 

erheblich zu kritisieren. Dem sind wir auch bereits 

unmittelbar im Gesprächstermin vom 29. Oktober 

2021 – im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten 

– nachgekommen.

Obwohl die beiden BVerfG-Entscheidungen von 

Richterkollegen herbeigeführt wurden, wirken sich 

die geplanten Änderungen auf die Besoldung der 

RichterInnen des Landes Baden-Württemberg 

nicht bzw. – wie dargestellt – nur sehr geringfügig 

aus. So berührt die 1. und 2. Säule die RichterInnen 

in keiner Weise und betreffen die beihilferechtlichen 

Verbesserungen der 3. Säule ausschließlich die 

nach dem 1. Januar 2013 eingestellten KollegInnen 

mit mindestens 2 Kindern. Von der 4. Säule profitie-

ren allenfalls die KollegInnen der Erfahrungsstufen 

1–3 der Besoldungsgruppe R1 in äußerst geringfü-

gigem Umfang (ca. 12 € pro Monat) sowie Richte-

rInnen mit 3 oder mehr Kindern. Für alle anderen 

KollegInnen dürfte sich durch das vorgestellte Kon-

zept nichts ändern, was mutmaßlich auch genau so 

beabsichtigt ist. 

Diese geplanten Maßnahmen, die – und nur so kann 

es verstanden werden – ausdrücklich die RichterIn-

nen (sowie die Beamten des höheren Dienstes) von 

nahezu jeglicher Besoldungsanhebung infolge der 

BVerfG-Entscheidungen ausnehmen, stellen eine 

offen zutage tretende Geringschätzung unserer 

täglichen Arbeit dar, die wir – auch in Kenntnis der 

coronabedingt durchaus problematischen Haus-

haltslage – weder nachvollziehen noch akzeptieren 

können.  Zweifellos hat das BVerfG völlig zu Recht 

und mit klaren Vorgaben zum Ausdruck gebracht, 

dass sich die unterste Besoldungsgruppe spürbar 

von der Grundsicherung abheben muss, sodass in-

soweit eine nicht unerhebliche Anhebung der unte-

ren Besoldungsgruppen alternativlos ist. Allein aus 

Gründen der Kosteneinsparung sieht der Vorschlag 

des Finanzministeriums lediglich eine (z. T. deutli-

che) Besoldungserhöhung aller Bediensteten der 

unteren Besoldungsgruppen vor, ohne jedoch auch 

die höheren Besoldungsgruppen daran partizipie-

ren zu lassen. Abgesehen von der darin klar zu er-

kennenden fehlenden Wertschätzung der höheren 

Besoldungsgruppen erscheint dies nach unserer 

ersten vorläufigen Bewertung auch rechtlich durch-

aus bedenklich, insbesondere hinsichtlich der Fra-

ge, ob das vom BVerfG geforderte Abstandsgebot 

zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen (Be-

schluss des BVerfG vom 23. Mai 2017 – Az 2 BvR 

905/14) durch die geplanten Änderungen noch 

gewahrt ist. Zwar lässt das Finanzministerium in 

Kenntnis der BVerfG-Vorgaben zum Abstands-

gebot bewusst die Abstände der einzelnen Be-

soldungsgruppen (mit Ausnahme des nach oben 

hin abschmelzenden Kinderzuschlags der 4. Säu-

le) unangetastet und will lediglich neue „Stellen-/

Dienstpostenbewertungen“ durchführen, in deren 

Folge alle Beamten auf zumindest die Besoldungs-

gruppe A8 angehoben und bis zur bisherigen 

Besoldungsgruppe A10 weitere Stellenhebungen 

vorgenommen werden. Vor dem Hintergrund, dass 

sich jedoch weder die konkreten Tätigkeiten noch 

die jeweiligen Anforderungs- und Qualifikations-

profile der betroffenen Beamten geändert haben, 

sondern diese Änderungen alleine auf den BVer-

fG-Vorgaben zur amtsangemessenen Besoldung 

beruhen, dürfte die geplante Vorgehensweise als 

„Umgehung“ des Abstandsgebots anzusehen sein, 

die wir verfassungsrechtlich für durchaus bedenk-

lich halten. 
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BERICHTE

Am 8. November 2021 nahm der geschäftsführen-

de Vorstand einen Gesprächstermin mit Frau Minis-

terin der Justiz und für Migration Marion Gentges 

im Ministerium der Justiz und für Migration Ba-

den-Württemberg wahr. Teilnehmer vonseiten des 

geschäftsführenden Vorstands waren der Vorsit-

zende Wulf Schindler, die beiden Vertreter des Vor-

sitzenden Markus Wagner und Hanna Kühl sowie 

Andreas Albrecht und Ulrike Selg.

Das über zwei Stunden dauernde Gespräch war 

als Jahresgespräch und zum Kennenlernen der 

neu gewählten Mitglieder des geschäftsführenden 

Vorstands geplant; es diente dem Austausch über 

aktuelle justizpolitische Themen. Im Verlauf des Ge-

sprächs wies uns das im Besprechungszimmer auf-

gestellte Atemluft-Messgerät in kürzer werdenden 

Abständen mit lauten Pieps-Tönen auf die Erforder-

lichkeit von Lüftungspausen hin; bei offen stehen-

den Fenstern konnten die Teilnehmer sodann den 

Verlauf der vor dem Gebäude des Ministeriums 

stattfindenden Montagsdemonstration akustisch 

verfolgen. Auch angesichts dieser Begleitumstän-

de kam ein freundliches, produktives Gespräch 

zustande, in dessen Verlauf wir einige unserer An-

liegen anbringen und offen mit der Ministerin disku-

tieren konnten.

Die Ministerin stellte zunächst die Eckpunkte für 

den Landeshaushalt 2022 vor, in dem für die Jus-

tiz Neustellen im dreistelligen Bereich vorgesehen 

sind und zahlreiche kw-Vermerke (= Wegfallvermer-

ke) entfallen bzw. verlängert werden, der überwie-

gende Anteil davon im Justizvollzug, bei den Refe-

rendaren und den Verwaltungsgerichten. Mit dem 

Ergebnis der Haushaltsverhandlungen zeigten sich 

die Gesprächsteilnehmer allseits zufrieden.

Zur Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfas-

sungsgerichts aus den Entscheidungen zur amts-

BERICHT VOM GESPRÄCH MIT FRAU MINISTERIN DER 

JUSTIZ UND FÜR MIGRATION MARION GENTGES

Neben dem aus den dargestellten Gründen eher 

ernüchternden Ergebnis des Gesprächstermins im 

Finanzministerium lassen sich diesem jedoch auch 

zwei positive Aspekte entnehmen. Zum einen er-

scheint es uns gleichermaßen erfreulich wie erwäh-

nenswert, dass wir noch vor einer offiziellen Ver-

lautbarung der geplanten Besoldungsänderungen 

durch den Ministerialdirektor des Finanzministeri-

ums über das konkrete Vorhaben informiert wurden 

und uns hierzu unmittelbar äußern konnten. Dies 

bestätigt uns in unserem bisherigen und künftigen 

Bestreben, mit den einzelnen Ministerien wie auch 

mit den Fraktionen des Landtags in einem regel-

mäßigen und konstruktiven Ausstauch zu stehen. 

Zum anderen sicherte Ministerialdirektor Krauss 

ausdrücklich zu, dass künftige Tariferhöhungen im 

öffentlichen Dienst zeit- und inhaltsgleich auf die 

RichterInnen/StaatsanwältInnen/BeamtInnen über-

tragen werden sollen. Wenngleich dies aus recht-

lichen wie tatsächlichen Gründen eigentlich als 

Selbstverständlichkeit anzusehen sein sollte, zeigt 

uns ein Blick in die Vergangenheit, dass wir diese 

Zusage durchaus als Positivum betrachten können. 

Unmittelbar vor Redaktionsschluss teilte uns Mi-

nisterialdirektor Krauss mit, dass der jüngst abge-

schlossene Tarifvertrag im öffentlichen Dienst 1:1 

auf die RichterInnen/StaatsanwältInnen/BeamtIn-

nen übertragen werden wird. Nach diesem soll im 

März 2022 ein einmaliger Corona-Bonus in Höhe 

von 1.300 € an alle aktiven KollegInnen ausgezahlt 

und die Besoldung in allen Besoldungsgruppen 

zum Dezember 2022 um 2,8 % angehoben werden.  

Andreas Albrecht und Raphael Deutscher
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BERICHTE

angemessenen Besoldung verwies Wulf Schindler 

auf das kurz zuvor stattgehabte Gespräch im Minis-

terium der Finanzen Baden-Württemberg mit Herrn 

MD Krauss (vgl. den Beitrag dazu in diesem Heft), 

in dem der geschäftsführende Vorstand an das 

Justizministerium verwiesen worden sei. Es sei für 

den Richterverein nicht nachvollziehbar, wenn die 

besoldungsrechtlichen Vorgaben des Bundesver-

fassungsgerichts im Wesentlichen in den unteren 

Besoldungsgruppen durchgesetzt würden und sich 

die Anhebung der Stellen bzw. der Besoldung nicht 

auch bis in den höheren Dienst fortsetze. Das Ab-

standsgebot sei nicht nur von den unteren Besol-

dungsgruppen zur Grundsicherung zu beachten, 

sondern auch innerhalb der höheren Besoldungs-

gruppen untereinander. Die Ministerin verwies auf 

das „Vier-Säulen-Modell“, das für die Umsetzung 

der verfassungsrechtlichen Vorgaben entwickelt 

worden sei. Es beinhalte unter anderem die Rück-

gängigmachung von Einschränkungen im Beihilfe-

recht, die sich ganz konkret auch für die Richterin-

nen und Staatsanwälte bemerkbar machen würde. 

Im Übrigen verwies sie darauf, dass das Gesetzge-

bungsverfahren noch nicht angelaufen sei und die 

Abstimmung in den Ressorts voraussichtlich im 1. 

Quartal 2022 beginnen werde. 

Im Anschluss erörterten die Gesprächsteilnehmer 

das Diskussionspapier der Arbeitsgruppe „Moder-

nisierung des Zivilprozesses“, welches im Auftrag 

der Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlan-

desgerichte, des Kammergerichts, des Bayrischen 

Obersten Landesgerichts und des Bundesge-

richtshofs erstellt worden war. Insbesondere zur 

fehlenden Beteiligung der unteren Instanzen bei 

der Erstellung dieses Diskussionspapiers und zu 

dem dort erörterten „Basisdokument“ äußerten die 

Gesprächsteilnehmer erhebliche Bedenken. Auch 

die Möglichkeiten eines beschleunigten Online-Ver-

fahrens und der Einsatz von künstlicher Intelligenz 

zur Unterstützung der Zivilrichter (z. B. bei der Ana-

lyse langer Schriftsätze) wurden besprochen. Auch 

Probleme der Digitalisierung und Ausstattung der 

Justiz wurden angesprochen, insbesondere Per-

formance-Probleme der E-Akte und die Gefahr ei-

ner schleichenden Aufgabenübertragung von Ge-

schäftsstellen oder Wachtmeistern auf die Richter. 

Die Ministerin kündigte insoweit an, dass im kom-

menden Jahr ein Konzept für eine Verbesserung 

der technischen Anlagen und des Supports (durch 

IT-Ersthelfer bzw. ein Medientechnikteam) im Rah-

men einer „großen Lösung“ entwickelt werden solle. 

Bei der Verbesserung der E-Akte gehe es vor allem 

um ein umfassendes Qualitätsmanagement, die 

Durchführung von „Lasttests“, mit denen vor weite-

ren Roll-outs überprüft werden solle, ob die zentrale 

Infrastruktur ausreichend dimensioniert sei, und die 

Überprüfung und Verbesserung der Reaktionszei-

ten des Programms.

Zum Abschluss des Gesprächs nahm der Vorsit-

zende auf Medienberichte und Äußerungen aus 

dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-

tegration Baden-Württemberg zu Anordnungen von 

Maßnahmen gemäß § 64 StGB im Maßregelvollzug 

Bezug. Der geschäftsführende Vorstand verwahre 

sich entschieden gegen den Vorwurf, Gerichte wür-

den entgegen gutachterlichen Beurteilungen und 

entgegen der obergerichtlichen Rechtsprechung 

entscheiden. Die Ministerin verwies darauf, dass 

an das – für die Schaffung dieser Plätze zuständi-

ge – Ministerium für Soziales mehrfach die Erfor-

derlichkeit zusätzlicher Plätze im Maßregelvollzug 

herangetragen worden sei. Es sei nunmehr eine 

wissenschaftliche Untersuchung darüber in Auf-

trag gegeben worden, in wie vielen Fällen Gerichte 

überhaupt entgegen der Empfehlung der psychi-

atrischen Sachverständigen eine Maßregel gemäß  

§ 64 StGB anordneten und in welchem Anteil dieser 

Fälle die Maßregel sodann keinen Erfolg habe. Ers-

te Erhebungen würden zeigen, dass die Verurtei-

lungen zu Maßregeln in Baden-Württemberg deut-

lich geringer seien als in anderen Bundesländern; 

in Bayern würden etwa dreimal so viele Maßregeln 

angeordnet wie hierzulande. 

Zum Ende des Gesprächs vereinbarten die Teil-

nehmer angesichts der schon fortgeschrittenen 

Uhrzeit, den Themenkomplex „Unabhängigkeit der 

Justiz durch Selbstverwaltung“ auf einen späteren 

Gesprächstermin zu verlegen und den Dialog unter 

Beibehaltung der offenen, produktiven Gesprächs-

atmosphäre in Bälde fortzusetzen.

Hanna Kühl
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Schneegestöber 
Frohe Weihnachten!

Schneegestöber im Glas
MATERIALIEN

 �Einmachgläser
 �Kakaopulver
 �Mini-Marshmallows
 �Paketschnur
 �Schere
 �Etikett

ANLEITUNG
 �Einmachglas zu circa drei Vierteln mit Kakaopulver befüllen.
 �Den restlichen Freiraum mit Mini-Marshmallows auffüllen. Deckel schließen!
 �Etikett am Glas befestigen! (Verwenden Sie unser Etikett! Ausschneiden, 
Loch ausschneiden und ein schönes Band einfädeln!)

Hier ausschneiden!

Spekulatiuskugeln

ZUTATEN für 70 Kugeln
 200 Gramm weiße Kuvertüre-Drops
 200 Gramm Zartbitterkuvertüre-Drops und/oder Vollmilch
 150 Milliliter Sahne
 250 Gramm Gewürzspekulatius
 1/2 Teelöffel Zimt

Zum Wälzen und Verzieren
 Gewürzspekulatius in Bröseln
 Backkakao
 Schokostreusel
 gehackte Mandeln

ZUBEREITUNG
 �Die Kuvertüre-Drops getrennt voneinander mit jeweils 75 ml Sahne 
im heißen Wasserbad langsam schmelzen lassen. Ganache glatt 
rühren.

 �Die Spekulatiuskekse in einem Küchenhäcksler oder Food Proces-
sor fein zerbröseln. Alternativ portionsweise in einen Gefrierbeutel 
geben, diesen verschließen und mit einem Nudelholz mehrfach 
darüberwälzen.

 �Jeweils die Hälfte der Brösel mit dem Zimt unter die Schoko-Sah-
ne-Ganache rühren, sodass sich eine homogene Masse ergibt. Min-
destens eine Stunde kühl stellen und fest werden lassen, dabei mit 
Frischhaltefolie o. Ä. bedecken.

 �Danach mit dem Löffel kleine Portionen abstechen und mit den 
Händen Kugeln (zu je grob 10–15 Gramm) formen. Nach Belieben 
in Backkakao, Spekulatiusbröseln, gehackten Mandeln etc. wälzen.

ANMERKUNGEN
 �Anstelle von Spekulatius könnt ihr auch andere Plätzchen bzw. Kek-
se nehmen.

 �Wer Butterspekulatius statt Gewürzspekulatius verwendet, kann 
den Zimt durch Spekulatiusgewürz ersetzen.

 �Sollte die Masse auch nach dem Kühlen zu feucht sein, kann man 
etwas gemahlene Mandeln unterkneten.

 �Die Kugeln sollte man kühl aufbewahren, z. B. in einer Tupperbox. 
Sie halten sich 1–2 Wochen.

Leckere Weihnachten
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V.

Name/Vorname:

Dienststelle:	 Dienstbezeichnung:

Straße:	 PLZ:	 Wohnort:

Geburtstag:	 Telefon:	 E-Mail:

 Assessor     	  Pensionär     	  Ehegatte eines Mitglieds     

	  ohne DRiZ	      Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensio-
näre ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. widerruflich, den von 
mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren 
einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, Bank-
verbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitglieder-
verwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versi-
cherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen. 

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Korrek-
turrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

Deutscher Richterbund

Verein der Richter und
Staatsanwälte
in Baden-Württemberg e. V.

BEITRITTSERKLÄRUNG

Weihnachten



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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